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Die explodierenden Energiekosten haben

zu einer intensiven öffentlichen Debatte

geführt. Nicht nur bei den Verbrauchen,

sondern auch in der Politik, vielen Ver-

bänden und der Wohnungs- und Immobi-

lienwirtschaft. Und das zu recht. 

Denn nach Angaben des Statistischen

Bundesamtes werden die Deutschen in die-

sem Jahr 6,8 Milliarden ¤ mehr für Ben-

zin, Diesel, Erdgas und Heizöl ausgeben

als im Vorjahr. Im Schnitt wird jeder Pri-

vathaushalt mit 176 ¤ zusätzlich zur Kas-

se gebeten – die angekündigten Preiser-

höhungen für Gas und Strom noch nicht

eingerechnet. 

Besonders stark ansteigen werden im Jah-

resvergleich die Kosten für Heizöl mit

Mehrausgaben von 2,5 Milliarden ¤ oder

einer Zunahme von 34,1 Prozent, gefolgt

von Diesel, Benzin, Fernwärme und Erd-

gas, für das 9,1 Prozent mehr ausgegeben

werden muss. Gesamtdurchschnitt der

Preissteigerungen: 10,5 Prozent – in den

beiden Vorjahren waren es jeweils nur drei

Prozent.  

Und dazu kommen noch rund 800 Millio-

nen ¤ für die Erhöhungen der Stromprei-

se, über die man sich eigentlich nur wun-

dern oder gleich schwarz ärgern kann. Denn

vor sieben Jahren wurde der Strommarkt

in Deutschland liberalisiert, um den Wett-

bewerb unter den Stromanbietern zu ver-

schärfen und damit für sinkende Strom-

preise zu sorgen – eingetreten ist genau das

Gegenteil: Strom wird teurer und teurer.

Nicht nur die Endverbraucher sind von

den explodierenden Energiepreisen be-

troffen, sondern auch die Wohnungs- und
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Immobilienwirtschaft. Denn, wenn die

nächste Nebenkostenabrechnung den Mie-

tern zugestellt ist, drohen erhebliche Nach-

zahlungen und steigende Vorauszahlun-

gen, d. h. das Thema „2. Miete“ ist aktuel-

ler denn je – mit der Folge, dass die Mieter

ihre Gesamtbelastung in noch stärkerem

Maße subjektiv ausschließlich den Ver-

mietern zurechnen. Den Ärger darüber

werden die Wohnungsunternehmen zu

spüren bekommen. 

Und die Wohnungsunternehmen sind

noch vielfach weiter von den gestiegenen

Energiekosten betroffen: 

π Die Vorteile der Investitionen in Mo-

dernisierungen mit der Folge von sin-

kenden Betriebskosten und gesteiger-

ter Vermietungsattraktivität werden

wieder zu Nichte gemacht.

π Es kommt zu steigenden Ausfällen

von Mieten und Betriebskosten.

π Die Mieterhöhungsspielräume sinken,

um weitere Modernisierungen zu fi-

nanzieren.  

π Die Mieter versuchen Energie zu spa-

ren. Werden Räume dadurch zu we-

nig beheizt und gelüftet, steigt die Ge-

fahr bautechnischer Schäden. 

Natürlich versuchen die Wohnungsunter-

nehmen alles, um die Energieeffizienz zu

steigern, Energie einzusparen, über Rah-

menverträge zu günstigeren Energieprei-

sen zu kommen und bei der Wärmeer-

zeugung auf alternative Energien umzu-

steigen. Aber auf die Preisgestaltung haben

sie so gut wie keine Einflussmöglichkeiten. 

Wir müssen uns warm anziehen!

Burghard Schneider
Verbandsdirektor/Vorstand

VdW Rheinland Westfalen 

Dr. Rudolf Ridinger
Verbandsdirektor/Vorstand

VdW südwest

Da ist vor allem die Politik gefragt, um im

Monopolmarkt

π einen funktionsfähigen Wettbewerb

auf dem Energiemarkt zu schaffen,

um dämpfend auf Kostensteigerungen

einzuwirken,

π Druck auf die Offenlegung der Preis-

kalkulation auszuüben und zu mehr

Transparenz bei der Preisgestaltung

zu kommen – und zwar vor 2008,

wenn europäisches Recht dieses vor-

schreibt,

π die Netzentgelte für die Durchleitung

von Energieträgern zu senken, 

π den Preiserhöhungsanträgen von

Energieversorgern, die kontinuierlich

satte Gewinne machen, nicht ohne de-

taillierte Prüfung nachzukommen,

um missbräuchlichen Preissteigerun-

gen entgegenzuwirken,

π die Bindung von Gas an Öl mit Preiser-

höhungs-Automatismen abzuschaffen,

π zu einem ausgewogenen Energiemix

aus Öl, Gas, Kohle und erneuerbaren

Energieträgern zu kommen.

Und die Politik muss nicht zuletzt auch des-

halb ein Interesse daran haben, weil das

Wirtschaftswachstum in Deutschland allein

in diesem Jahr durch die hohen Energie-

kosten um 0,3 bis 0,5 Punkte nach unten ge-

drückt wird.

Denn es darf in Deutschland nicht so weit

kommen wie in Großbritannien: Laut der

Wohlfahrtsorganisation „Help the Aged“

sterben jährlich mehr als 20.000 Rentner

im Land an Erkältungskrankheiten, weil

sie sich die Heizkosten nicht leisten kön-

nen – oder fehlen in Deutschland nur ver-

gleichbare Statistiken?

Das Thema Energiepreise gehört deshalb

auch auf die Tagesordnung der neuen Bun-

desregierung.

Ihre
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Wohnen – Arbeiten – Freizeit
Neue Funktionen des Wohnens

Mit über 350 Teilnehmern und 31 Ausstel-
lern konnte der Verbandstag des VdW süd-
west in diesem Jahr Beteiligungsrekorde
verzeichnen. 

Der diesjährige Verbandstag des VdW süd-

west war gleich durch mehrere öffentliche

Veranstaltungen mit prominenten Red-

nern angereichert. Auch der Veranstal-

tungsort war sowohl für die Fachveran-

staltungen als auch für die Ausstellung

ideal. Abendveranstaltungen mit Pfiff und

ein besonders herzlicher Empfang durch

die Kollegen aus Speyer mit einem eigens

für diesen Tag angefertigten Willkom-

mens-Plakat rundeten das Ereignis ab.

Die Leiter der Wohnungsunternehmen in
Speyer Gerhard Müller (2. v. l.), Michael

Schurich (3. v. l.), Alfred Böhmer (5. v. l.),
Rainer Wieland (6. v. l.), sowie Karl-Heinz

Range (l.) und Dr. Rudolf Ridinger 
(4. v. l.), Verbandsratvorsitzender und 

Verbandsdirektor des VdW südwest
Rekordbeteiligung mit über 

350 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern

Abendevent „Poesie für die Sinne“ 
im Historischen Museum der Pfalz
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Die rheinland-pfälzische Umweltministe-
rin Margit Conrad setzte den ersten The-
menschwerpunkt auf dem diesjährigen
Verbandstag.

Die Staatsministerin

hob hervor, wie viel Pri-

märenergie beim Woh-

nungsbau und bei der

Wohnungssanierung

eingespart werden kön-

ne. Selten werde Nach-

haltigkeit so konkret wie

beim Bauen. Hier kä-

men ökonomische, öko-

logische und soziale Be-

lange zusammen. Rund

ein Drittel des Energie-

verbrauchs werde zur

Beheizung von Gebäu-

den verwendet. Viele Wohnungen seien

nicht ausreichend gedämmt. Besonders

wichtig war der Ministerin der Hin-

weis, dass es inzwischen möglich sei,

auch Häuser im Bestand zu Passiv-

häusern umzubauen. 

Walter Braun (GAG Lud-

wigshafen), Vorsitzender

des Fachausschusses für

Planung und Technik des

Verbandes, unterstrich in

seinem Beitrag mit Blick

auf den anhaltenden und

besonders in den letzten

Monaten dramatischen

Anstieg der Energiepreise

die ökonomische Bedeu-

tung des energiesparenden

Bauens und Sanierens für

die Wohnungswirtschaft.

„Hier liegt ein Tätigkeits-

feld, das für innovative

Unternehmen Nachfrage

nach Konzepten zur energetischen Sa-

nierung bringen kann“, erklärte Braun,

der sich auf diesem Feld besonders en-

gagiert. Zu dem Thema erreichten ihn

zahlreiche Nachfragen aus dem europä-

ischen und auch außereuropäischen

Ausland.

Unter Hinweis auf die aktuelle Debatte

um den Energieausweis bat Verbands-

direktor Dr. Ridinger die Ministerin,

die Anliegen der Wohnungswirtschaft

nach einer möglichst kostengünstigen

Gestaltung dieses Instruments zu

unterstützen. Auch hier gelte, dass ein

Euro nur einmal ausgegeben werden

könne.

Umweltpolitik und Wohnungswirtschaft

Hohe Energiepreise als Ansporn zur Innovation

Margit Conrad, Staats-
ministerin für Umwelt und
Forsten in Rheinland-Pfalz

Walter Braun, GAG Ludwigshafen

Unter dem Titel „Künftige Multimedia-
versorgung – Entwicklungen von Ange-
bot und Nachfrage“ fand im Rahmen
des Verbandstages eine Podiumsdiskus-
sion mit Netzbetreibern und Dienstleis-
tern der Branche statt. 

In seinem Impulsreferat skizzierte 

Dr. Wolfgang Schulz (Geschäftsführer

des Hans-Bredow-Institutes für Me-

dienforschung, Hamburg) die aktuelle

Situation. Kabelnetze sind in vielen 

Regionen in der Lage, alle Kommunika-

tionsdienste für die angeschlossenen

Haushalte anzubieten. Neben dem 

klassischen Angebot „Kabelfernsehen“

macht das Schlagwort vom „Triple

Play“ (Dreifach-Nutzen) die Runde:

Fernsehen, Telefon und Internet über

das Kabelnetz. Doch auch die Anbieter

der Telefonie, allen voran die Telekom,

können ihren Kunden mittlerweile zu-

sätzlich zu Telefon und Internet auch

Videodienste (Fernsehen, Filme etc.)

anbieten. Kein Wunder also, dass die

Kabelnetzbetreiber Kooperationen mit

Dienstleistern – wie der Telekolumbus –

suchen, um die Technischen Möglich-

keiten der Netze adäquat zu nutzen. 

Entsprechend lebhaft war die Diskus-

sion auf dem hochrangig besetzten 

Podium. Dort saßen neben Dr. Schulz

Erich-N. Boritzki (Direktor für Groß-

kunden/Wohnungswirtschaft der 

Kabel Deutschland GmbH, München),

Christoph Lüthe (Vice President NAM

und Marketing der iesy Hessen GmbH,

Frankfurt), Martin Bilger (Geschäfts-

führer der WTC Wohnen & TeleCom-

munikation GmbH & Co. KG, Mün-

chen) und als Leiter der Diskussion 

Dr. Claus Wedemeier (Referent des

GdW Bundesverband deutscher Woh-

nungs- und Immobilienunternehmen,

Berlin).

Deren Fazit lautete: Den Kabelmarkt

weiter entwickeln, Netze bidirektional

ertüchtigen und attraktive Dienste an-

bieten. 

Einfluss auf Inhalt und Umfang und

damit auf die Kosten der Angebote ha-

ben Wohnungsunternehmen allerdings

nur, wenn die Nutzungsrechte der

Netzebene 4 in den Händen der Haus-

eigentümer bleiben und nicht veräu-

ßert werden.

Künftige Multimediaversorgung

Tendenz zu „Triple Play“
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Stadtentwicklung unter neuen Rahmenbedingungen

Die Beiträge zum Thema
Stadtentwicklung fanden
auf dem Verbandstag be-
sonders großes Interesse.

Verbandsratsvorsitzender

Karl-Heinz Range unter-

strich bei der Eröffnung,

dass der demographische

Wandel die Vielfalt der

Herausforderungen deut-

lich vergrößert habe. Des-

halb sei eine neue Part-

nerschaft mit der Politik

vonnöten, die die zahlreichen Berüh-

rungspunkte zwischen wohnungswirt-

schaftlicher Betätigung und Stadtentwik-

klungspolitik einschließe.

Das war eine gute Vorlage für Dr. Michael

Denkel vom renommierten Architektur-

und Stadtplanungsbüro Albert Speer und

Partner (Frankfurt). Sein zusätzlicher Ak-

zent: „Nicht die prognosti-

zierte Schrumpfung der Be-

völkerung ist das zentrale

Problem, sondern vor allem

die Überalterung der Bevöl-

kerung. Das erfordert völlig

neue Ansätze bei der Anpas-

sung der Wohnungsbestän-

de“. Als weiteres Problem hob

Denkel unter regionalen Ge-

sichtspunkten das „Miss-

match“ zwischen Bedarf und

Angebot hervor. Dazu käme

die notwendige Anpassung

der kommunalen Infrastruktur. Seine

Schlussfolgerung: „Die Kommunen müs-

sen Stadtentwicklung als zentrales Hand-

lungsfeld begreifen. Vor allem in den Re-

gionen muss mehr Innen- statt Außen-

entwicklung betrieben werden.“ Denkel

betrachtet die Herausforderungen auch als

Chance für das Raummodell der „poly-

zentrischen, dezentralen Konzentration“. 

In der anschließenden Diskussionsrunde

sprachen die Podiumsteilnehmer über An-

sätze und Erfahrungen von Wohnungs-

unternehmen mit der Bewältigung der be-

schriebenen Herausforderungen. Im

Mittelpunkt standen dabei Konversions-

maßnahmen und das generationenüber-

greifende Wohnen. 

Die Teilnehmer waren sich einig, dass ei-

ne stärkere Verknüpfung zwischen Woh-

nen und Stadtentwicklung erforderlich ist.

Dem stimmte insbesondere Prof. Gunnar

Schwarting, Geschäftsführer des Städteta-

ges Rheinland-Pfalz, zu, der bei den Kom-

munen Handlungsbedarf ausmachte.

Stärkere Verknüpfung zwischen 
Wohnen und Stadtentwicklung notwendig

Karl-Heinz Range, 
Vorsitzender des Verbandsrates

(v. l. n. r.) Dr.-Ing. Michael Denkel, 
Peter Straube, Alfred Böhmer, 
Detlef Hans Franke, Helmut Klein, 
Prof. Dr. Gunnar Schwarting

Am Ende des Verbandstages standen die
künftigen wohnungspolitischen Rahmen-
bedingungen im Mittelpunkt

Unter dem noch

frischen Eindruck

der Bundestags-

wahl und den ers-

ten Sondierungen

für eine künftige

Regierungskoali-

tion hob GdW-Prä-

sident Lutz Freitag

noch einmal die

parte ipol i t ische

Neutralität des Ver-

bandes hervor. In

der zu Ende gehenden Legislaturperiode

hätten zentrale Forderungen des GdW die

politische Agenda durchaus beeinflusst.

Freitag nahm die Verhandlungen zum An-

lass, für den Fall des Verzichts auf die Ei-

genheimzulage einen Teil der Mittel für

die Stadtentwicklungsförderung einzufor-

dern. Freitag weiter: „Die Erfolge des GdW

dürfen im Rahmen der Gesetzgebungs-

verfahren zum Antidiskriminierungsge-

setz von der neuen Bundesregierung nicht

rückgängig gemacht werden.“ Der GdW

hatte Zugeständnisse in Bezug auf die Zie-

le der Belegungspolitik bei Wohnungs-

unternehmen erreicht.

Anschließend steck-

te der rheinland-

pfälzische Finanz-

minister Gernot

Mittler die Entwick-

lungslinien der

Wohnungspolitik

ab. Er sah einen

Wandel von quanti-

tativen zu qualitati-

ven Zielen. Und er

hob hervor: „Im

Hinblick auf die

Stadtentwicklung

dürfen die länd-

lichen Räume nicht vernachlässigt werden.

Eine Chance liegt darin, das ökonomische

Potenzial der Bestände stärker zu nutzen.“

Die Forderung der wohnungswirtschaft-

lichen Verbände nach einer stärkeren Ein-

bindung von Wohnimmobilien in die Al-

tersvorsorge teilte Mittler ausdrücklich.

Sein Plädoyer: „Der Staat darf keine zu en-

gen Vorgaben machen. Wohnen heißt ge-

stalten!“

Als Dank für die

langjährige Präsenz

bei den Verbandsta-

gen des VdW süd-

west überreichte

Verbandsdirektor

Dr. Rudolf Ridinger

dem Minister ein

Buchpräsent. Dabei

hob er die besonde-

re Sachkenntnis des

Ministers hervor,

der immer ein offe-

nes Ohr für die An-

liegen der Woh-

nungswirtschaft gezeigt habe. Mittler hat-

te im Sommer erklärt, dass er nach der

nächsten Landtagswahl kein politisches

Amt mehr anstrebe.

Mahnende Worte an die neue Bundesregierung

Lutz Freitag, 
Präsident des GdW

Gernot Mittler, 
Finanzminister des
Landes Rheinland-
Pfalz

Dr. Rudolf Ridinger,
Verbandsdirektor 
des VdW südwest
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Im Rahmen des Ver-
bandstages des GdW
Bundesverband deut-
scher Wohnungs-
und Immobilien-
unternehmen vom
17. bis 19. Oktober
2005 in Lübeck wur-
de Ulrich A. Büchner,
Präsidiumsmitglied
des VdW Rheinland
Westfalen, zum neu-
en Vorsitzenden des

GdW-Verbandsrates gewählt.

Der neue GdW-Verbandsrat konstituierte

sich am 19. Oktober 2005. Ihm gehören an

vom

VdW Rheinland Westfalen

π Ulrich Bimberg, Spar- und Bauverein

Solingen eG

π Christof Henn, Gemeindliche Sied-

lungs-Gesellschaft Neuwied GmbH

π Dr. Volker Riebel, Deutsche Anning-

ton Immobilien GmbH, Düsseldorf

π Hubert Scharlau, Bauverein zu Lünen

eG

π Robert Schmidt, RAG Immobilien

AG, Essen

π Burkhard von der Mühlen, GAG Im-

mobilien AG, Köln

Ulrich A. Büchner neuer Vorsitzender

Verbandsrat des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen

Ulrich A. Büchner

DIE WELT, 21.10.2005

„Die PPP-Initiative der Bundesregierung
greift bereits. Das Investitionsvolumen
der aktuellen PPP-Projekte in Deutsch-
land liegt bereits bei über 7 Milliarden ¤.
Das ist ein beachtliches Ergebnis“, sagte
der Parlamentarische Staatssekretär
beim Bundesbauminister, Achim Groß-
mann, anlässlich der Vorstellung der Er-
gebnisse einer Projektstudie über die
Verbreitung von Public-Private-Partner-
ship (PPP) in Bund, Ländern und Kom-
munen, die das Deutsche Institut für Ur-
banistik erstellt hat.

Wichtigstes Ergebnis der repräsentati-

ven Studie ist, dass sich PPP-Infra-

strukturprojekte in Deutschland mitt-

lerweile in der Breite durchgesetzt ha-

ben. Eine Umfrage bei Bund, Ländern

und über 1.500 Städten und Gemein-

den sowie sämtlichen 323 Landkreisen

hat ergeben, dass es schon mehr als

300 aktuelle PPP-Projekte in Deutsch-

land gibt. Der Anteil kommunaler Pro-

jekte liegt bei über 80 Prozent. Die Stu-

die umfasst Projekte, die in den letzten

fünf Jahren umgesetzt oder geplant

wurden. Seit 2004 ist ein regelrechter

Boom zu verzeichnen, da die Zahl der

Vertragsabschlüsse in 2004 und 2005

gegenüber den Jahren zuvor auf das

Doppelte gestiegen ist; allein 76 Schul-

projekte sind der Studie zufolge derzeit

in der Vorbereitung.

Bemerkenswert an den Ergebnissen der

Studie ist, dass eine wesentliche Ursa-

che für den Anstieg der Zahl der PPP-

Projekte in den Erwartungen der Pro-

jektträger liegt, Effizienzgewinne zu 

realisieren und eine beschleunigte Ab-

wicklung der Maßnahme zu ermög-

lichen. Diese Erwartungen sind dann 

in der Realisierung mit einem durch-

schnittlichen Effizienzvorteil von 

10 Prozent auch tatsächlich erfüllt worden.

Dagegen geht aus der Studie nicht her-

vor, dass verstärkt auf PPP-Projekte 

zurückgegriffen wird, um zunehmen-

den Finanzierungsengpässen von

Bund, Ländern und Gemeinden aus

dem Weg zu gehen. Dies deckt sich na-

hezu vollständig mit der Position der

PPP-Initiative der Bundesregierung.

„PPP ersetzt weder eine vernünftige

Haushaltspolitik des Bundes, der Län-

der und der Kommunen, noch kann

mit Hilfe von PPP ein konventionell

nicht finanzierbares Vorhaben realisiert

werden. PPP ist vielmehr in geeigneten

Fällen ein Mittel zu Effizienzsteige-

rung, der Optimierung der Ausgaben

und eines professionellen Umganges

mit den Vermögenswerten des Staates“,

so Großmann.

7 Milliarden Euro PPP-Investitionsvolumen

Deutsches Institut für Urbanistik (difu)

π Ulrich A. Büchner, GEWOBAU Woh-

nungsgenossenschaft Essen eG (als

Vorstandsvorsitzender des AGV 

Arbeitgeberverband der Wohnungs-

und Immobilienwirtschaft)

VdW südwest

π Heinz Bolbach, Baugenossenschaft

Langen eG

π Karl-Heinz Range, Vereinigte Wohn-

stätten 1889 eG, Kassel

Die Wahl von Ulrich A. Büchner zum Vor-

sitzenden erfolgte einstimmig. Er folgt Jens

Heiser aus Hamburg nach, dem anläss-

lich seines Ausscheidens nach über 50 Jah-

ren Engagement in der Wohnungswirt-

schaft die höchste Auszeichnung des GdW,

die Ehrenmedaille Victor Aimé Huber, ver-

liehen wurde.
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In der vom wissenschaftlichen Direktorium
des InWIS in Bochum herausgebenen Rei-
he „InWIS-Berichte“ ist die Studie „Frei-
zeitverhalten älterer Menschen und poten-
zielle Impulse für die Seniorenwirtschaft“
als Bericht Nr. 33 erschienen.

„Man muss sich vor Augen halten, dass

die Gruppe der Alten sehr heterogen ist.

Mich hat das sehr stark an die Frauenbe-

wegung erinnert. Da wurde auch immer

gesagt, die Frauen sind doch in der Mehr-

heit. Warum haben sie dann eine so schwa-

che Stimme? Die Antwort ist: gerade das ist

der Grund, große Gruppen organisieren

sich schlecht. Wenn wir über die Alten von

morgen reden, müssen wir bedenken, dass

es sich da um Menschen handelt, die

höchst unterschiedlich leben. Wir gehen

oft von der falschen Vorstellung aus, dass

die Jugend ein Hort der Individualität ist,

während die Alten eine ziemlich homo-

gene Gruppe darstellen.“ (E. Niejahr in: 

netzeitung vom 29. Oktober 2004)

Wachsende Zielgruppe

Die Älteren werden derzeit einerseits im

Rahmen eines demographischen Belas-

tungsdiskurses als neue

Herausforderung für die

wohlfahrtsstaatlichen Si-

cherungssysteme thema-

tisiert. Andererseits wer-

den sie aber zunehmend

auch hinsichtlich ihrer

wirtschaftlichen und so-

zialen Potenziale be-

trachtet; damit avancieren die Älteren zu

einer interessanten „neuen Zielgruppe“

der Wirtschaft.

Die deutsche Wirtschaft stellt sich aber erst

langsam auf die „silver“ oder sogar „gold

generation“ ein, obwohl historisch be-

trachtet Ältere noch nie eine größere

Marktmacht besaßen als heute. Sowohl die

bessere Gesundheit als auch die verbes-

serten finanziellen Verhältnisse und vor

allem eine konsumfreundlichere Haltung

machen die Gruppe der „50 plus“ zu einer

starken Konsumentengruppe, die zudem

weiter wächst. Schon heute verreisen bei-

spielsweise fast 80 Prozent aller 50- bis

69-Jährigen mindes-

tens einmal im Jahr.

Und sie bevorzugen

durchaus nicht den

Billigtourismus. 

Das für Senioren zu-

ständige Ministe-

rium in NRW hat

schon seit einigen

Jahren auf diesen

Trend gesetzt und

verschiedene wis-

senschaftliche Stu-

dien zur „Wirt-

schaftskraft Alter“

und zu den Einkommens- und Vermö-

genspotenzialen Älterer vorgelegt, die auf

die Potenziale der Seniorenwirtschaft auf-

merksam gemacht haben.

Aspekte des Freizeitverhaltens

In der neuen InWIS-Studie wird das Frei-

zeitverhalten älterer Menschen aus ver-

schiedenen Perspektiven beleuchtet. Das

ehrenamtliche Engagement der Älteren,

ihr Interesse an sportlichen Aktivitäten,

die Art der Mediennutzung, ihre Teilhabe

an Bildung und Kultur so-

wie die veränderten Wohn-

ansprüche der älteren Be-

völkerung werden themati-

siert und auf ihr Potenzial

überprüft. 

Zwei übereinstimmende

Ergebnisse, die für alle im

Bericht behandelten Themenbereiche gel-

ten, lauten: 

π Die Gruppe der Älteren ist keine ho-

mogene Gruppe unserer Gesellschaft,

sondern zieht sich durch verschiedene

Altersgruppen und durch alle Schich-

ten und Milieus, sodass wenige ver-

einheitlichende Aussagen getroffen

werden können.

π Die Älteren stellen eine wichtige

volkswirtschaftliche Kraft dar, deren

soziale Kompetenz und finanzielles

Potenzial in vielen Bereichen noch

nicht ausreichend ausgeschöpft wird.

Fazit

Die neue InWIS-Studie zieht das Fazit,

dass das Politikfeld „Demographischer

Wandel“ in den nächsten Jahren nicht nur

auf lokaler Ebene, sondern auch für die

Bundesländer von großem Interesse sein

dürfte. Die Autoren erkennen an, dass sich

einzelne Bundesländer, wie zum Beispiel

Schleswig-Holstein, explizit mit dieser The-

matik auseinandersetzen. 

„Das Land Nordrhein-Westfalen muss und

kann sich in dieser Zukunftsfrage eindeu-

tig positionieren“, so die Autoren. Seine

Stärken könnten in der besonderen Be-

deutung von Public-Private-Partnership-

Modellen liegen; hier zeigen sich in letzter

Zeit vermehrt Aktivitäten der Wirtschafts-

kammern als auch einzelner Unterneh-

men in den Branchen, die das Feld als

Wachstumsmarkt definieren. 

Die Autoren schlussfolgern, dass durch

die weitere Gewinnung detaillierter empi-

rischer Daten zu diesem Bereich zielgrup-

pengerechte Produkte und Angebote er-

stellt werden können. Die zentrale weiter-

führende Aufgabe läge auch zukünftig

weiter in der Vernetzung von Wissenschaft

und Wirtschaft in innovativen Projekten.

Freizeitverhalten älterer Menschen 
und potenzielle Impulse für die Seniorenwirtschaft

Neue InWIS-Studie

Die neue InWIS-Studie kann online
unter www.inwis.de zum Preis von 
15 ¤ bestellt werden. 

Ältere Studierende (über 50 Jahre) an deutschen Hochschulen
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Auf Einladung des Deutschen Verbandes
für Wohnungswesen, Städtebau und Raum-
ordnung e. V. und der RAG Immobilien AG
trafen sich am 19. Oktober 2005 in Essen
Fachleute aus Wissenschaft, Wohnungs-
wirtschaft und Kommunen zum „Forum
Stadtumbau: Demographischer Wandel –
neue Anforderungen an Staat und Markt“.
Die Tagung wurde gemeinsam mit dem Mi-
nisterium für Bauen und Verkehr NRW und
der RAG Immobilien AG, Essen, veranstal-
tet. Zur Diskussion standen neue Formen
der Kooperation zwischen Wohnungswirt-
schaft und öffentlicher Hand.

Auf der gut besuchten Tagung trat Bau-

minister Oliver Wittke für mehr privates

Engagement beim Stadtumbau West ein.

„Aufgrund der demographischen und fi-

nanziellen Entwicklung der öffentlichen

Haushalte muss der Stadtumbau dort grei-

fen, wo die Problemschwerpunkte, aber

auch die größten Chancen liegen. Das sind

die Regionen, Städte und Stadtteile mit

Einwohnerrückgängen und Arbeitsplatz-

verlusten. Dort konzentrieren sich die städ-

tebaulichen Defizite, Leerstände und

Brachflächen“, erklärte Wittke. Das Bund-

Länder-Programm „Stadtumbau West“ soll

dazu beitragen, dass öffentliche Investi-

tionen stärker als bisher möglichst viele

private Investitionen nach sich ziehen. Er

rief zu vermehrten Kooperationen von

Wohnungswirtschaft und Kommunen auf:

„Wir müssen uns darüber verständigen,

wo die öffentliche Hand und wo die Pri-

vatwirtschaft investiert“, so der Minister. 

Hermann Marth, Vorsit-

zender des Vorstandes der

RAG Immobilien AG, er-

klärte, dass sein Unter-

nehmen sich „als inte-

grierter Immobilienkon-

zern dieser Aufgabe zum

Wohle der Menschen im

Ruhrgebiet verpflichtet“

fühle. Das geschehe „un-

ter Beachtung des be-

triebswirtschaftlichen Not-

wendigen mit langfristiger

Renditeorientierung“. Mit

weiteren Partnern aus der

Wohnungswirtschaft und

anderen schaffe und er-

halte man neue, lebens-

werte urbane Zentren, mo-

dernisiere den Woh-

nungsbestand und passe

ihn an die Bedürfnisse der

Mieter an. „Ohne attrakti-

ve Zentren gibt es keine at-

traktiven Ränder“, erklärte Marth. Bei einer

Aufgabe dieser Größenordnung und bei

dem erheblichen Abstimmungsbedarf zwi-

schen  Investitionen in Gebäude und  In-

frastruktur müssten öffentliche und pri-

vate Hände partnerschaftlich zusammen-

arbeiten. 

„Weg von Solitärbetrachtungen, hin zu in-

tegrierten Konzepten“, so brachte Marth

die Formen der Kooperation in einer an-

schließenden Diskussionsrunde auf den

Punkt. Dietmar Cremer, Vorsitzender des

Kooperation zwischen Wohnungswirtschaft 
und Kommunen notwendig

DV – Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V.

Vorstandes der GEBAG Duisburger ge-

meinnützige Baugesellschaft AG und Vor-

sitzender des Verbandsrates des VdW

Rheinland Westfalen, forderte Konsens-

verfahren unter Beteiligung der Woh-

nungsunternehmen mit dem Ziel der Bil-

dung von Kooperationen ein. „Es gilt, ge-

meinsam die Qualitäten voranzubringen.

Dabei kümmern sich insbesondere die

kommunalen Wohnungsunternehmen um

die Stabilisierung der Sozialstrukturen“,

erklärte Cremer für die GEBAG.

Am 10. Oktober 2005 wurden auf der Expo
Real die Auszeichnungen zum Immobilien-
Marketing-Award von dem Fachmagazin
Immobilienwirtschaft und der Tageszeitung
DIE WELT zum dritten Mal verliehen. 

Gewinner in der Kategorie Gewerbeim-

mobilien ist die insignium – Gebaute

Marken GmbH aus Berlin für ihr

„Meilenwerk“. Die Braunschweiger

Baugenossenschaft ist Siegerin in der

Kategorie Wohnimmobilien. Sie über-

zeugte die achtköpfige Jury aus Immo-

bilienmanagern und Journalisten mit

ihrer erfolgreichen Vermietungskam-

pagne „i-Punkt“. 

Die Berliner TLG Immobilien hat 

für die erfolgreiche Umsetzung der

Imagekampagne mit dem Slogan

„Stark im Osten“ den Immobilien-

Marketing-Award 2005 in der Katego-

rie Unternehmenskommunikation 

erhalten.

Braunschweiger Baugenossenschaft unter den Siegern

Immobilien-Marketing-Award 2005

Experten im Gespräch (v. l. n. r.): 
Moderator Dr. Ulrich Hatzfeld (Ministerium für Bauen und

Verkehr NRW), Hermann Marth (RAG Immobilien AG), 
Prof. Karl-Heinz Petzinka ( THS TreuHandStelle GmbH),

Dirk Grünewald (Präsident der IHK Mülheim, Essen, 
Oberhausen), Martin zur Nedden (Stadtbaurat Bochum),
und Dietmar Cremer (GEBAG Duisburger gemeinnützige

Baugesellschaft AG) und Verbandsratsvorsitzender 
des VdW Rheinland-Westfalen e. V.
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Am 25. Oktober 2005 fand in Münster das
8. Symposium in der Reihe „Perspektiven
für Wohnungsgenossenschaften“ statt, das
vom VdW Rheinland Westfalen und dem
Münsteraner IfG Institut für Genossen-
schaftswesen veranstaltet wurde. Die Ta-
gung stand unter dem Thema „Mitglieder
gewinnen und binden – Informations- und
Kommunikationsstrategien“.

In seiner Einführung betonte VdW-Ver-

bandsdirektor Burghard Schneider, dass

Wohnumfeldgestaltung und wohnbeglei-

tende Dienstleistungen in einem allgemein

gesättigten Wohnungsmarkt und hartem

Qualitätswettbewerb für die Nachfrager

entscheidende Kriterien seien. Das gelte

für Wohnungsgenossenschaften und Woh-

nungsgesellschaften gleichermaßen.

Schneider stellte fest: „Wenn sich die Ge-

nossenschaften in diesem Wettbewerb be-

haupten wollen, dann müssen sie die Mit-

gliedschaft in einer Genossenschaft als ei-

nen besonderen Wert, als ein Privileg

herausstellen und in diesem Zusammen-

hang ihre besonderen Kompetenzen beto-

nen: Sicherheit, Service, Solidarität und

Selbstbestimmung.“

Die Geschäftsführende Direktorin des IfG,

Professor Dr. Theresia Theurl, hob in ih-

rem Vortrag zum Thema „Member-value

Reporting“ ebenfalls hervor, dass, wie alle

anderen Unternehmen, auch die Genos-

senschaften im Wettbewerb nach einem

Alleinstellungsmerkmal suchen müssten.

„Wenn die Genossenschaften für ihre Mit-

glieder Werte („member value“) schaffen,

dann müssen sie ihre Mitglieder auch über

die Umsetzung des Member-value infor-

mieren – also Member-value-Reporting

vornehmen. Member-value-Reporting ist

Teil der Kommunikationsstrategie.“

In seinem Vortrag „Mitgliederzufrieden-

heit und Mitgliederbindung“ stellte Pro-

fessor Dr. Manfred Bruhn (Universität Ba-

sel) heraus, dass in den neunziger Jahren

ein Paradigmenwechsel im Marketing

stattgefunden habe. „Heute bildet die Be-

ziehung zum Kunden den Ausgangspunkt

für Marketing. Die Interaktionskompo-

nente wird immer wichtiger. Den Mitglie-

dern muss ein Zusatznutzen vermittelt

werden“. 

Professor Dr. Klaus Merten (Institut für

Kommunikationswissenschaften der Uni-

versität Münster) wies in seinem Vortrag

„Kommunikation als Wettbewerbsfaktor“

darauf hin, dass PR nur dann Bekanntheit,

Image, Vertrauen und Glaubwürdigkeit

vermittelt, wenn sie kontinuierlich ange-

legt ist.

In drei Workshops wurden die Vorträge

durch Praxisbeispiele unterlegt:

Im Fokus: Mitgliederbindung 
und Kommunikationsstrategien

Veranstaltungsreihe „Perspektiven für Wohnungsgenossenschaften“

Der erstmals gemeinsam vom VdW
Rheinland Westfalen und VdW südwest
angebotene Workshop „Geschäftsberich-
te“ trifft auf überaus großes Interesse
bei den Mitgliedsunternehmen.

Nachdem der am 24. November 2005

in Düsseldorf angebotene Workshop

innerhalb von zwei Tagen ausgebucht

war, wurde ein weiterer Workshop am

30. November 2005 in Düsseldorf ter-

miniert. Doch wie schon zuvor: Auch

diese Veranstaltung reichte innerhalb

kurzer Zeit nicht aus, allen interessier-

ten Mitgliedsunternehmen beider Ver-

bände eine Teilnahme zu ermöglichen.

Deshalb wird nun am 8. Dezember

2005 ein weiterer Workshop 

„Geschäftsberichte“ in Frankfurt 

veranstaltet, für den nur noch wenige

Plätze frei sind.

Aufgrund der großen Nachfrage weiterer Workshop „Geschäftsberichte“

Informationen 
bei Nina Schoppmann 
Drei-Länder-Büro 
Tel.: 02 11/1 69 98-22 
E-Mail: n.schoppmann@vdw-rw.de

π Monika Böhm (Wohnungsgenossen-

schaft 1904 eG, Hamburg) berichtete

über Mitgliederbindung,

π Maximilian Püschel (Agentur Inter-

emotion AG, Lünen) stellte die Kom-

munikationsstrategie der Lünener 

Genossenschaften vor,

π Manfred Krause berichtete über das

Member-value-Reporting beim Spar-

und Bauverein eG, Solingen.

Neues Genossenschaftsrecht

Abschließend stellte Dr. Ute Höhfeld

(Bundesjustizministerium) den sechs Tage

vor der Veranstaltung veröffentlichten Refe-

rentenentwurf zur Novellierung des Genos-

senschaftsgesetzes vor. Der Gesetzentwurf

sieht neben den Ausführungsvorschriften

zum europäischen Recht – Einführung der

Europäischen Genossenschaft (SCE) – eine

maßvolle Modernisierung des deutschen Ge-

nossenschaftsgesetzes vor. Danach sollen die

Gründung von Genossenschaften erleichtert

und die allgemeinen Rahmenbedingungen

gerade für kleine Genossenschaften verbes-

sert werden. Elemente der aus dem Aktien-

recht bekannten Corporate-Governance-Dis-

kussion sollen auf die Genossenschaften

übertragen werden. Außerdem sollen Kapi-

talbeschaffung und Kapitalerhaltung er-

leichtert werden.
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Dienstag, 22.11.2005
13.00 Uhr
Begrüßung und Einführung
Lutz Freitag, Präsident
GdW Bundesverband deutscher
Wohnungs- und
Immobilienunternehmen

Grußwort
Dr. h.c. Herbert Schmalstieg, 
Oberbürgermeister der Stadt Hannover

13.30 Uhr 
Die Städte Europas 
brauchen öffentliche
Wohnungsunternehmen
Michel Delebarre, Präsident
der Union Sociale pour
l’Habitat, Paris, und
Wohnungsbauminister a.D.

14.00 Uhr
Städte und kommunale
Wohnungsunternehmen –
Eine Win-Win-Situation
Christian Ude, Präsident des
Deutschen Städtetages und
Oberbürgermeister 
der Stadt München

14.30 Uhr
Kommunale 
Wohnungsunternehmen –
Partner beim Stadtumbau
Dr. Lutz Trümper,
Oberbürgermeister 
der Stadt Magdeburg

15.00 Uhr Pause

15.30 Uhr
Kommunale Wohnungs-
unternehmen als Dienst-
leister für ihre Städte – 
Das Beispiel Bremen
Manfred Sydow,
Vorstandsmitglied, 
GEWOBA Bremen

16.00 Uhr
Kommunale und öffentliche
Wohnungsunternehmen –
Erfahrungen eines
Unternehmensberaters
Dr. Jobst Fiedler, Hertie
School of Governance,
Berlin

16.30 Uhr
Halten statt verkaufen – 
Ideen zum Umgang mit 
kommunalen Wohnungs-
unternehmen aus Sicht eines

Finanzinstitutes
Ralf Herfurth, Managing
Director Barclays Bank

17.00 Uhr Pause

17.30 Uhr
Betriebswirtschaftliche
Kennziffern kommunaler
und öffentlicher
Wohnungsunternehmen
Ingeborg Esser, GdW
Bundesverband deutscher
Wohnungs- und
Immobilienunternehmen

18.00 Uhr
Wertorientierte
Unternehmensführung in
kommunalen
Wohnungsunternehmen –
von der Rendite zur
Stadtrendite
Lutz Basse,
Vorstandsvorsitzender, SAGA
Siedlungs-Aktiengesellschaft Hamburg

19.30 Uhr Abendveranstaltung

Mittwoch, 23.11.2005
9.30 Uhr
Kommunale und öffentliche
Wohnungsunternehmen aus
Sicht potenzieller Investoren
Dr. Michael Thiele, Ernst &
Young / Real Estate GmbH,
Hamburg

10.00 Uhr
Moderiertes Streitgespräch
„Kapitalrendite vs. Stadtrendite“
Moderation: 
Joachim Knuth, Chefredakteur,
Norddeutscher Rundfunk

Frank Bielka, Vorstandsmitglied, 
DEGEWO, Berlin

Dr. Dietrich Goldmann, Vorstand, 
ALLBAU AG, Essen, Vorsitzender der
Bundesarbeitsgemeinschaft kommuna-
ler Wohnungsunternehmen im GdW

Dr. Karsten von Köller, Senior Advisor,
Lone Star Germany GmbH

Matthias Moser, Managing Director,
Fortress Deutschland GmbH

Dr. Franz-Georg Rips, Direktor,
Deutscher Mieterbund e.V.

Ralph Winter, Managing Director,
Cerberus Deutschland GmbH

11.00 Uhr Pause

Workshops

11.15 Uhr Workshop 1
Wertsteigerungsmöglichkeiten 
realisieren – Mobilisierung von
Vermögen
Leitung:
Michael Sachs, Geschäftsführer, 
GWG Gesellschaft für Wohnen und
Bauen mbH, Hamburg

11.15 Uhr Workshop 2
Stadtrendite steigern – Mobilisierung
von Ideen
Leitung:
Edgar Mathe, Geschäftsführer,
Wohnungsbaugesellschaft 
der Stadt Augsburg GmbH

12.00 Uhr Imbiss

12.45 Uhr Workshop 3
Innovativ finanzieren – 
Mobilisierung von Kapital
Leitung:
Christoph Beck, Leipziger 
Wohnungs- und Baugesellschaft mbH

12.45 Uhr Workshop 4
Lokale Ökonomie stärken –
Mobilisierung von regionaler
Wirtschaftskraft
Leitung:
Reinhold Ostendorf, Verbandsdirektor,
Verband Sächsischer
Wohnungsunternehmen

13.30 Uhr Pause

13.45 Uhr
Warum wir kommunale 
und öffentliche Wohnungs-
unternehmen brauchen
aus Sicht einer
Kommune:
Egon Vaupel,
Oberbürgermeister 
der Stadt Marburg

aus Sicht eines Landes:
Dr. Albrecht Buttolo,
Staatssekretär im
Sächsischen
Staatsministerium des
Innern

14.30 Uhr
Resümee und Ausblick
Lutz Freitag, Präsident des GdW
Bundesverband deutscher 
Wohnungs- und
Immobilienunternehmen

UNVERZICHTBAR – Kommunale und öffentliche 
Wohnungsunternehmen sichern vitale Städte

GdW-Kongress der kommunalen und öffentlichenWohnungsunternehmen
22. und 23. November 2005, Hannover Congress Centrum

Anmeldung bei Petra Weidner, Tel. 030/82403154, E-Mail: weidner@gdw.de
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In Westdeutschland verfügt lediglich etwa
jede siebte Kommune über ein Wohnraum-
versorgungskonzept. Der Schwerpunkt liegt
hier auf den Großstädten. Ganz anders ist
die Situation in Ostdeutschland. Unterstützt
durch das Förderprogramm Stadtumbau
Ost gibt es dort derartige Konzepte für rund
drei Viertel der Städte – unabhängig von
deren Größe. 

Zu diesem Ergebnis kommt eine Be-

standsaufnahme der ANALYSE & KON-

ZEPTE (A & K) Beratungsgesellschaft für

Wohnen, Immobilien und Tourismus

mbH mit Sitz in Hamburg im Auftrag des

Bundesamtes für Bauwesen und Raum-

ordnung (BBR) und des Bundesministeri-

ums für Verkehr, Bau- und Wohnungswe-

sen (BMVBW). Die Bestandsaufnahme auf

der Basis einer Vollerhebung in allen 400

deutschen Städten über 30.000 Einwoh-

nern und einer qualitativen Analyse von

42 Konzepten gehört zum ersten Teil des

Forschungsvorhabens „Kommunale Wohn-

raumversorgungskonzepte“ (KWK) – einem

Baustein des Programms „Experimenteller

Wohnungs- und Städtebau“. 

Breite Palette von 
Wohnraumversorgungskonzepten

In dem Zwischenbericht vom Juli 2005

bedienen sich die Forscher einer erweiter-

ten KWK-Definition. Damit wird eine sehr

breite Palette unterschiedlicher Konzepte

in die Untersuchung einbezogen. KWK,

so die Forscher von A&K, sollen auf der

Analyse der Wohnungsmarktsituation auf-

bauen, wohnungspolitische Ziele auf ge-

samtstädtischer und gegebenenfalls auf

teilräumlicher Ebene enthalten und kon-

krete Strategien und Maßnahmen benen-

nen. Nach der Ämter bzw. Fachbereiche

übergreifenden Erstellung, teilweise auch

unter Einbeziehung der lokalen Woh-

nungswirtschaft, werden die KWK dann

durch die Kommunen beschlossen. 

Neben der Unterscheidung in KWK mit

eher wohnungs-

wirtschaftlicher

oder eher städte-

baulicher Ausrich-

tung ist zwischen

meist kleineren

Kommunen (un-

ter 50.000 Ein-

wohnern) zu dif-

ferenzieren, die

sich bewusst ge-

gen die Aufstel-

lung von KWK

entscheiden, und

solchen, die aus fi-

nanziellen bzw.

personellen Grün-

den nicht dazu in

der Lage sind

(hierzu zählen

immerhin ein

Drittel der Kom-

munen ohne

KWK). Die Be-

fragung hat

auch ergeben,

dass die Erstel-

lung von KWK

durch fachliche

und finanzielle

Hilfestellung

der Bundeslän-

der maßgeblich

vorangetrieben

werden kann. 

Stadtplanung inzwischen stärker
wohnungswirtschaftlich orientiert

An übergeordneten wohnungspolitischen

Zielsetzungen stehen die „Stabilisierung

des Wohnungsmarkts“, die „Steigerung

der Attraktivität als Wohnstandort“ sowie

die „Förderung der Eigentumsbildung im

Stadtgebiet“ im Vordergrund. In Folge der

Einbindung verschiedener Akteursgrup-

pen – insbesondere der Wohnungswirt-

schaft – agiere die Stadtplanung inzwi-

schen stärker wohnungswirtschaftlich

orientiert, so die Verfasser der Studie. 

Lob gibt es für die klare Prioritätensetzung

bei den Zielen, Maßnahmen und Förder-

schwerpunkten, durch die gerade die ost-

deutschen Konzepte geprägt sind.

Auffällig ist jedoch, dass es in den meisten

KWK offensichtlich nicht zur Kernaufgabe

gehört, die langfristige Versorgung von

Haushalten mit Zugangsschwierigkeiten

am Markt sicherzustellen.

Eine klare Zuordnung der Bedarfe nach

Zielgruppen unterbleibt zumeist. Statt-

dessen steht die räumliche Ausrichtung

im Vordergrund. Ausnahmen bilden die

klaren „Bekenntnisse“ zu jüngeren Haus-

halten mit Eigentumswunsch und – in Re-

aktion auf die demographische Entwick-

lung – zu der Gruppe der Senioren mit be-

sonderen Anforderungen an das Wohnen

Große Bandbreite von 
Wohnraumversorgungskonzepten

Forschungsprojekt „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“
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bzw. die Dienstleistungen rund ums Woh-

nen.

Was die Anwendung der im Wohnraum-

förderungsgesetz festgeschriebenen Ins-

trumente angeht, so liegen noch kaum

praktische Erfahrungen vor. Im Zu-

sammenhang mit den künftigen Planun-

gen wird indes das Ankaufen von Bindun-

gen mehrfach konkret genannt.  Der Ab-

schluss so genannter Kooperationsverträge

findet dagegen nur in seltenen Fällen Er-

wähnung. KWK werden in der Regel unter

Federführung der Ämter für Stadtpla-

nung/-entwicklung im Rahmen koopera-

tiver Prozesse und oftmals mit mehr oder

minder großer Unterstützung durch ex-

terne Berater und Planer erstellt. 

Beschlüsse von politischen Gremien
erhöhen die 
Bindungswirkung der Konzepte

Die Einbindung der lokalen Politik erfolgt

meist über Beratungen in den Räten oder

Stadtverordnetenversammlungen. Fast al-

le analysierten Konzepte wurden von dem

jeweiligen politischen Gremium beschlos-

sen Das erhöht die Bindungswirkung der

KWK nach innen wie außen. Die Bürger-

schaft wird, wenn überhaupt, in Form von

Informationsveranstaltungen über die ge-

planten Konzepte unterrichtet. 

Die qualitative Auswertung städtebaulich

orientierter, westdeutscher KWK, darun-

ter die aus Arnsberg, Dortmund, Ibben-

büren, Iserlohn und Siegen, lieferte die

folgenden Erkenntnisse:

π Im Mittelpunkt steht die Steuerung

der städtebaulichen Entwicklung, etwa

in Bezug auf die Baulandbereitstel-

lung. 

π Die Städte sollen insbesondere durch

die Förderung von Eigentum als

Wohnstandorte gestärkt werden. Eine

geringe Bedeutung wird indes Fragen

der Versorgung der Zielgruppen der

Wohnraumförderung beigemessen. 

π Lediglich in umfangreichen Stadtent-

wicklungskonzepten finden sich gene-

relle Analysen – etwa bezogen auf die

ökonomische Situation und die Ent-

wicklung in der jeweiligen Region. 

π Die Wohnungsbedarfsprognosen sind

meist flächenorientiert. Das heißt, sie

beschränken sich auf Angaben zum

zusätzlichen Baulandbedarf. 

π Die Wohnungsmarktlage der Städte

mit städtebaulich orientierten KWK ist

im Allgemeinen ausgewogen bzw.

entspannt. Selbst im unteren Markt-

segment sehen die Forscher nur in

zwei Fällen Engpässe. 

Zu der Gruppe der westdeutschen KWK

mit wohnungswirtschaftlicher Ausrich-

tung, die die Studie unter die Lupe nimmt,

zählen u. a. die der Städte Darmstadt und

Kassel, Köln, Leverkusen, Oberhausen so-

wie Zweibrücken. Zentrale Ergebnisse: 

π Die KWK sind meist auf die gesamte

Stadt bezogen, sodass Ausführungen

zu bestimmten Teilräumen selten

sind. 

π Die Abhängigkeit vom vorhandenen

Datenmaterial (in der Regel amtliche

Statistik) ist groß. Quantifizierungen

künftiger Bedarfe beschränken sich

zumeist auf das Eigentumssegment

und hier vorrangig auf die Errichtung

neuer Ein- und Zweifamilienhäuser. 

π Die Marktlage, gerade in den unteren

Mietpreissegmenten, ist angespannt.

Perspektivisch wird eher noch mit der

Verschärfung der Situation gerechnet. 

π Die Bereitschaft zu Kooperationen mit

der Wohnungswirtschaft ist groß. In

fast allen Fällen waren Wohnungs-

unternehmen an der Konzepterstel-

lung beteiligt. 

π Die neuen Wohnraumförderungsin-

strumente spielen in diesen KWK er-

wartungsgemäß eine große Rolle.

Gleichwohl überwiegen Absichtserklä-

rungen – Erfahrungen sind gegenwär-

tig (noch) Mangelware. 

Fazit: 
Unterschiede zwischen Konzepten

Die Typisierung der KWK-Elemente zeigt

enorme Unterschiede hinsichtlich Umfang,

Aufwand, Methodik, Bearbeitungstiefe und

Genauigkeit. Auf Basis dieser ersten Er-

gebnisse werden im zweiten Teil des BBR-

Projekts Fallstudien durchgeführt mit dem

Ziel, die Umsetzung und generelle Prakti-

kabilität der KWK zu analysieren und zu

bewerten. In diesem Rahmen werden u. a.

die KWK aus Arnsberg, Duisburg, Köln und

Frankfurt/Main untersucht.

Der VdW Rheinland Westfalen und der

VdW südwest werden über die zentralen

Ergebnisse dieser zweiten Projektphase im

VM berichten und überdies den Endbe-

richt zu diesem Projekt nach dessen Ver-

öffentlichung vorstellen. 

Weitere Informationen zum Projekt
unter www.bbr.bund.de/exwost/ 
(> Studien)

Status der Konzepterstellung nach Bundesländern
(Westdeutschland)*


